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Gemeindevertretung 
 

 

Ö F F E N T L I C H E   N I E D E R S C H R I F T 
 

der 32. Sitzung der Gemeindevertretung 
am Donnerstag, 29.08.2019, von 20:00 Uhr bis 21:45 Uhr 

Rathaus Glashütten, Saal, Schloßborner Weg 2, 61479 Glashütten 
 

 
 

CDU = 6 Gemeindevertreter davon „4“ anwesend 
FWG = 5 Gemeindevertreter davon „5“ anwesend 
Grüne = 4 Gemeindevertreter davon „2“ anwesend 
FDP = 4 Gemeindevertreter davon „4“ anwesend 
SPD = 4 Gemeindevertreter davon „4“ anwesend 

 
 
Die Vorsitzende eröffnet die Sitzung und begrüßt die Mitglieder der Gemeindevertretung, die Mitglieder 
des Gemeindevorstandes, die zahlreich anwesenden Zuhörer und den Mitarbeiter der Verwaltung. 
 
Die Mitglieder der Gemeindevertretung wurden mit Schreiben vom 16.08.2019 unter Mitteilung der Ta-
gesordnung für Donnerstag, den 29.08.2019 um 20:00 Uhr eingeladen. 
 
Die Gemeindevertretung ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Zur Tagesordnung stellt die Vorsitzende fest, dass aufgrund technischer Probleme die Anfrage der CDU-
Fraktion zum Statusbericht i.S. Leader-Förderregion 2015-2020 nicht mit auf die Tagesordnung genom-
men wurde. Die Vorsitzende stellt allerdings fest, dass noch keine Beantwortung durch den Gemeinde-
vorstand vorliegt. Ein entsprechender Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung der Gemeinde-
vertretung am 18.10.2019 vorgesehen. 
 
Zum Tagesordnungspunkt 2.2 - Fortführung der Planungen zur Sanierung und Neugestaltung des Bür-
gerhauses Glashütten; hier: Bürgerservice und Einwohnermeldeamt als Teil der Gesamtmaßnahme – 
stellt die Vorsitzende fest, dass die Drucksache im BSA beraten wurde. Es sind noch Fragen vom Ge-
meindevorstand zu beantworten. Eine Beschlussfassung in dieser Sitzung erfolgt daher nicht. 
 
Herr Gemeindevertreter Lutz Schiermeyer weist zum Tagesordnungspunkt 2.1 - Einführung der wieder-
kehrenden Straßenbeiträge – aus seiner Sicht darauf hin, dass hier eine Sperrfrist besteht. Hat die Ge-
meindevertretung einen Antrag abgelehnt, kann dieselbe Antragstellerin oder derselbe Antragsteller die-
sen frühestens nach 6 Monaten erneut einbringen. 
 
Es wird hierzu erläutert, dass ein Antrag vor Ablauf der Sperrfrist wieder eingebracht werden kann, wenn 
eine Begründung darlegt, dass die Ablehnungsgründe entfallen sind. Es wird hierzu weiter festgestellt, 
dass die Angelegenheit in der letzten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vorbesprochen wurde. 
Aufgrund der Wichtigkeit des Themas und der neuen Sachpunkte wurde eine entsprechende Vorlage 
wieder auf die Tagesordnung genommen. 
 
Danach wird zunächst eine Gedenkminute für das am Frankfurter Hauptbahnhof ermordetet Kind einge-
legt.  
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Sitzungsverlauf 
 
 

1. Mitteilungen 
 

1.1. Mitteilungen der Vorsitzenden 
 

Folgende Drucksachen wurden wie folgt verwiesen: 
 

 Einführung der widerkehrenden Straßenbeiträge  
an den Haupt- und Finanzausschuss 
siehe DS-Nr.: 125/GV 

 
 Fortführung der Planung zur Sanierung und Neugestaltung des Bürgerhauses Glashütten; 

hier: Bürgerservice und Einwohnermeldeamt als Teil der Gesamtmaßnahme 
an den Haupt- und Finanzausschuss und an den Bau- und Siedlungsausschuss 
siehe DS-Nr.: 126/GV 

 
 Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Hochtaunuskreis und der Gemeinde Glashütten zur Er-

richtung einer Einfeldsporthalle als Schulsportstätte der Grundschule Schloßborn und erweiterte 
Nutzung durch ortsansässige Sportvereine 
an den Haupt- und Finanzausschuss und an den Bau- und Siedlungsausschuss 
siehe DS-Nr.: 127/GV 

 
Antragsfrist zur nächsten Sitzung der Gemeindevertretung am 18.10.2019 ist der 03.10.2019, 0 Uhr. 
Aufgrund des darauf folgenden Brückentages am Freitag, dem 04.10.2019, fragt die Vorsitzende, ob es 
Einwände gibt, die Antragsfrist ausnahmsweise auf Mittwoch, den 02.10.2019, 10 Uhr, vorzuverlegen. 
Hintergrund hierfür ist auch, dass die Einladung spätestens am Montag, 07.10.2019 zugestellt werden 
muss. Hiergegen ergeben sich keine Einwände. 
 
Die Vorsitzende der Gemeindevertretung Frau Kolter und Frau Bürgermeisterin Bannenberg gratulieren 
Herrn Dr. Stefan John nachträglich zu seinem „runden Geburtstag“. Ein Weinpräsent und Blumen wer-
den überreicht. Darüber hinaus erhält die CDU-Fraktion in Abwesenheit von Herrn Gemeindevertreter 
Maximilian Matzack einen Blumengutschein für seine stattgefundene Hochzeit, mit der Bitte, diesen wei-
terzugeben. 
 
1.2. Mitteilungen des Gemeindevorstandes 
 

Frau Bannenberg gibt in Auszügen eine E-Mail von HessenForst bezüglich des Borkenkäferbefalls mit 
folgendem Wortlaut bekannt: 
 
„Aufgrund des hohen Befalls mit Borkenkäfern bei der Fichte besteht im Gemeindewald Glashütten wei-
terhin die Notwendigkeit betroffene Bäume einzuschlagen, um somit die Bestände vor weiteren Schäden 
zu schützen. Mit den bisher aufgelaufenen Kosten und den Mehraufwendungen ist das Ausgabenbudget 
für Unternehmerleistungen im Forsthaushalt erschöpft. Die zusätzlichen Kosten des Einschlages werden 
nur zu einem geringen Anteil aus dem Holzverkauf gedeckt werden können, da der Holzmarkt derzeit 
aufgrund der Kalamitäten nicht aufnahmefähig ist. Das Defizit aus der weiteren Schadholzaufarbeitung 
würde das Betriebsergebnis auf ca. 84.000 € reduzieren. Das Ausgabenbudget beträgt dann 345.000 € 
bei erwarteten Einnahmen von 261.000 €.“ 
 
Es besteht Einvernehmen darüber, – unabhängig der Haushaltsansätze – HessenForst weiter damit zu 
beauftragen, die vom Befall betroffenen Bäume einzuschlagen. Die komplette  
E-Mail wird per Download zur Verfügung gestellt. 
 
Zu dem Programm „Starke Heimat Hessen“ und die damit zusammenhängende Mittelaufbringung im 
Wege der „Heimatumlage“ werden nach den Ausführungen von Frau Bannenberg seit Mai intensiv erör-
tert. Das Präsidium des Hessischen Städte- und Gemeindebundes lehnt das Landesprogramm starke 
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Heimat Hessen einstimmig ab. Bei den durch den Wegfall der erhöhten Gewerbesteuerumlagen freiwer-
denden Mitteln handelt es sich kommunales Geld, das uneingeschränkt bei allen Kommunen zu verblei-
ben hat. 
 
Zum Thema zentrale Orte – Mittelzentren – teilt Frau Bannenberg mit, dass das Programm von der Hes-
sischen Landesregierung im Regionalverband Frankfurt auf Widerspruch stößt. 
 
Zur Fortschreibung des Flächennutzungsplanes teilt Frau Bannenberg mit, dass die Fortschreibung sich 
noch auf einer unteren Planungsebene bewegt. Die CDU-Fraktion regt an, dass die Bürger schon jetzt 
ausführlich informiert werden sollen. 
 
Zum Antrag der CDU-Fraktion bezüglich der Aufklärung zur Personalsituation in den Kindergärten der 
Gemeinde Glashütten in Abstimmung mit den Katholischen Kindergärten gibt Frau Bannenberg ein 
Schreiben der Pfarrei Maria Himmelfahrt im Taunus vom 29.08.2019 in Auszügen mit folgendem Wort-
laut bekannt: 
 
„Bei der Ermittlung des Personalbedarfs für unsere Katholischen Kindertagesstätten sind die Vorgaben 
des Hessischen Kinderförderungsgesetzes auch für uns als freien Träger bindend. Die Berechnung des 
personellen Mindestbedarfs erfolgt entsprechend der musterhaften Darstellung auf Seite 12 der Bro-
schüre „Das Hessische Kinderförderungsgesetz“. 
 
Die Überprüfung der Stellenpläne unser Kitas Marienruh und St. Christophorus ergab, dass der im Ki-
FöG festgesetzte personelle Mindestbedarf über das vergangene Kita-Jahr 2018/2019 sowie zu Beginn 
des aktuellen Kita-Jahres 2019/2020 von Trägerseite her erfüllt wurde.“ 
 
Die CDU-Fraktion stellt hierzu fest, dass in dem Antrag aufgeführt wurde, dass die Gesamtsumme des 
personellen Mindestbedarfes in tabellarischer Form vorgelegt werden soll. 
 
Frau Bürgermeisterin Bannenberg stellt hierzu fest, dass sie die Kita-Koordinatorin bitten wird, eine ent-
sprechende Aufstellung vorzulegen. 
 
Zur Grünabfallsammlung im Gemeindegebiet ab dem 01.01.2020 gibt Frau Bannenberg einen Vermerk 
der Verwaltung in Auszügen bekannt. Der Vermerk wird dieser Niederschrift beigefügt. 
 
2. Vorlagen des Gemeindevorstandes 
 

2.1. Einführung der wiederkehrenden Straßenbeiträge 125/GV 
 

Die Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses gibt einen ausführlichen Überblick über die Bera-
tungen im Ausschuss und zu weiteren Informationen und Gespräche. Daraus resultierend stellt sie fest, 
dass ein Interfraktioneller Antrag gestellt wird. Die Sitzung wird auf Antrag daher für 5  Minuten unterbro-
chen. 
 
Nach Wiederaufnahme wird ein Interfraktioneller Änderungsantrag vorgelegt. Gemäß § 24 Abs. 5 bean-
tragt die CDU-Fraktion namentliche Abstimmung. Danach wird über den interfraktionellen Änderungsan-
trag, der wie folgt lautet abgestimmt: 
 
„Aufgrund neuer Erkenntnisse im Hinblick auf eine Steuerfinanzierung der Verkehrsanlage wird der Ge-
meindevorstand gebeten, bis zur nächsten HFA-Sitzung am 24.09.2019 über die finanziellen Auswirkun-
gen im HFA zu berichten. 
 
Sollte sich hierbei herausstellen, dass die grundsteuerfinanzierte Variante nicht die vom HFA bevorzugte 
ist, ist zur Durchführung einer rechtssicheren Darstellung der Beitragserhebung für die Aufgaben, welche 
in der Verwaltung nicht leistbar sind, ein geeignetes Büro zu beauftragen. 
 
Für die Umsetzung werden die erforderlichen Mittel in geschätzter Höhe von c. 5.000 € bereitgestellt. 
 



Niederschrift 32. Sitzung 4 von 6 

Der Umfang des Auftrags soll mit dem Dienstleister in einem Gespräch unter Beteiligung aller Fraktionen 
vor Auftragserteilung geklärt werden. 
 
Dabei ist insbesondere auf folgende Punkte einzugehen: 
 
• Gegenüberstellung der Kosten eines zukünftigen Straßenbauprojektes (am Beispiel der Dattenbach-

straße) bei a) einmaligen, b) wiederkehrenden und c) grundsteuerfinanzierten Beiträgen. 
 
• Ermittlung der nicht beitragsfähigen Straßen/Grundstücke im Abrechnungsgebiet Schloßborn, z.B.: 

Privatstraßen, nicht fertiggestellte Straßen und von einer Überleitungsregelung profitierende Grundstü-
cke (bei wiederkehrenden Straßenbeiträgen). 

 
• Ausweisung von möglichen Maßnahmen, um den Anteil der beitragsfähigen Grundstücke zu erhöhen, 

um die Gebührenlast auf mehrere Grundstücke zu verteilen.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
 

Herr Marco Abbé Ja 
Frau Kim Becker Ja 
Herr Tim Böttger Ja 
Herr Lothar Dalitz Ja 
Herr Jürgen Freischmidt Ja 
Herr Elmar Gräber Ja 
Herr Sebastian Hallmann Ja 
Herr Dr. Stefan John Ja 
Frau Ingrid Keller Ja 
Frau Karin Kempf Ja 
Frau Heike Kolter Ja 
Frau Dunja Mangold Ja 
Frau Carmen Mildenberger Ja 
Herr Lothar Müller Ja 
Frau Sinah-Sophia Ness Ja 
Frau Dr. Gudrun Radtke Ja 
Frau Angelika Röhrer Ja 
Herr Dietmar Saljé Ja 
Herr Lutz Schiermeyer Nein 
 
18 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme 
 
Damit ist der Interfraktionelle Änderungsantrag beschlossen. 
 
2.2. Fortführung der Planungen zur Sanierung und Neugestaltung des 

Bürgerhauses Glashütten 
hier: Bürgerservice und Einwohnermeldeamt als Teil der Gesamt-
maßnahme 

126/GV 

 

Entfällt – siehe Einleitung. 
 
2.3. Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Hochtaunuskreis und der 

Gemeinde Glashütten zur Errichtung einer Einfeldsporthalle als 
Schulsportstätte der Grundschule Schloßborn und erweiterte Nut-
zung durch ortsansässige Sportvereine 

127/GV 

 

Über die Beschlussempfehlungen von HFA und BSA, die wie folgt lauten, wird abgestimmt: 
 
Es wird beschlossen, die als Anlage beigefügt Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Hochtaunus-
kreis, vertreten durch den Kreisausschuss und der Gemeinde Glashütten, vertreten durch den Gemein-
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devorstand, über den Neubau einer Einfeldsporthalle auf dem Grundstück der Gemeinde Schloßborn, 
Flur 6, Flurstück 115/0 abzuschließen. 
 
Ergänzung: § 4 Bauverpflichtung Abs. 3 neu: 
 
„Bei der Planung und Errichtung der Halle sind, soweit vorliegend, Ergebnisse des von der Gemeinde für 
den Gebietsbereich in Auftrag gegebenen kommunalen Energiekonzepts nach den Förderrichtlinien des 
Landes zu berücksichtigen. 
 
Abs. (3) als wird (4) neu und Abs. (4) als wird (5) neu. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
Damit sind die Beschlussempfehlungen von HFA und BSA beschlossen. 
 
3. Anträge der Fraktionen 
 

3.1. Antrag der CDU-Fraktion bezüglich der Reduzierung der Abfall-
Gebühren für  Windelnutzer als Ersatz für die in allen Ortsteilen auf-
gestellten Windelcontainer“ 

97/GV 

 

Frau Bürgermeisterin Bannenberg gibt zunächst einen Vermerk der Verwaltung mit folgendem Wortlaut 
in Auszügen bekannt: 
 
Die Bezahlung der Windelcontainer wird über den Sozialhaushalt abgewickelt und ist nicht Gegenstand 
der Abfallsatzung. Die Anschaffung der Windelcontainer und die Abfuhr wird gesondert in Rechnung 
gestellt. 
 
Anschließend wird über die DS-Nr.: 97/GV, die wie folgt lautet, abgestimmt: 
 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, der Gemeindevertretung eine Überarbeitung der Abfallsatzung 
vorzulegen, in der Familien mit haushaltsangehörigen Kindern bis zu einem Alter von 3 Jahren eine 
Restmülltonne in der im Vergleich zur aktuell gebuchten Restmülltonne nächsthöheren Tonnenkategorie 
zu einem reduzierten Gebührensatz zur Verfügung gestellt wird. 
 
Eine Gebührenreduzierung soll ebenso  Bürgern und Bürgerinnen angeboten werden, die auf Grund 
medizinischer Indikation eine Windel benötigen. 
 
Die Gebühren für den Austausch (Hin – und ggfs. Rücktausch) der Tonnen sollen nach  Ende der Be-
zugsberechtigung  zum reduzierten Satz entfallen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
6 Ja-Stimmen, 13 Nein-Stimmen 
 
Damit ist der Antrag der CDU-Fraktion gemäß der DS-Nr.: 97/GV abgelehnt. 
 
3.2. Antrag der CDU-Fraktion bezüglich der Vorlage des überarbeiteten 

Straßenbeleuchtungsvertrages und Ausweisung des wirtschaftli-
chen Vorteils im Zuge der Umrüstung auf LED- Technik. 

129/GV 

 

Der Gemeindevorstand wird beauftragt, zu den anstehenden Haushaltsberatungen im HFA den wirt-
schaftlichen Vorteil  nach der seit 2018 erfolgten Umrüstung der Straßenbeleuchtung in LED Technik 
darzustellen. Ergänzend dazu soll der Gemeindevorstand  die notwendige  Überarbeitung des seit 2009 
angewendeten Straßenbeleuchtungsvertrages vorlegen. Der bisherige Vertrag ist, bedingt durch die 
Umrüstung auf LED Technik, in seiner jetzigen Form nur noch in Teilen anwendbar.  
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Abstimmungsergebnis: 
 
18 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 
 
Damit ist die DS-Nr.: 129/GV beschlossen. 
 
4. Anfragen der Fraktionen 
 

4.1. Anfrage der FWG-Fraktion bezüglich der Kunstrasenplätze der Ge-
meinde 

118/GV 

 

Eine Beantwortung durch den Gemeindevorstand liegt noch nicht vor. 
 
4.2. Anfrage der CDU-Fraktion zu einem Statusbericht zum Thema „Mo-

dernisierung Schwimmbad Schloßborn“ in Bezugnahme auf Be-
schluss der Gemeindevertretung  am 09.11.2017 

130/GV 

 

Eine Beantwortung durch den Gemeindevorstand liegt noch nicht vor. 
 
4.3. Anfrage der CDU-Fraktion zu einem Statusbericht zum Thema „Män-

gelmelder“ in Bezugnahme auf Beschluss der Gemeindevertretung  
am 17.05.2018 

131/GV 

 

Eine Beantwortung durch den Gemeindevorstand liegt noch nicht vor. 
 
4.4. Anfrage der CDU-Fraktion zu einem Statusbericht zum Thema „Mit-

fahrerbank in Glashütten“ in Bezugnahme auf Beschluss der Ge-
meindevertretung  am 24.03.2017 

132/GV 

 

Eine Beantwortung durch den Gemeindevorstand liegt noch nicht vor. 
 
 
Nach Schluss der Sitzung: 
 
Fragen aus dem Publikum: 
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
 
Die Vorsitzende ausgefertigt: 
  
  
gez. Heike Kolter gez. Holger Gottschalk 
 Schriftführer 
 
 
 
 
 
 
 



















































Neugestaltung des Bürgerservices im Erdgeschoß des 

Bürgerhauses Glashütten 

Hier: Klärung von Sachverhalten zur Beurteilung der Planung “Variante B“ mit 

Anbau im rückwertigen Bereich 

 

1. Erforderliche Mindestbreite für die Feuerwehrzufahrt bzw. den 

Lieferanteneingang, auch für Müllfahrzeuge 

Die Nutzung der hinteren Einfahrt als zwingend notwendige Feuerwehrzufahrt 

ist nach §5 HBO nicht erforderlich. Sämtliche Gebäudeteile liegen weniger als 

50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt und können direkt erreicht 

werden  

 

 

Im Übrigen ist die Mindest-Zufahrtsbreite einschließlich der Vorgaben bei 

Eckumfahrungen auch bei der geplanten Erweiterung gegeben. Gleiches gilt 

für  Liefer- und Entsorgungsfahrzeuge. 

Bei seitlicher Begrenzung durch Gebäude  auf einer Länge von mehr als 12,0 m 

muss die Durchfahrtsbreite mindesten 3,50 m betragen. Dies wurde in der 

Planung Berücksichtigt. Sämtliche Vorgaben werden eingehalten. 

HBO § 5 

Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken 
 
(1) 
1 

Von öffentlichen Verkehrsflächen ist insbesondere für die Feuerwehr ein geradliniger Zu- oder 
Durchgang zu rückwärtigen Gebäuden zu schaffen; zu anderen Gebäuden ist er zu schaffen, wenn 
der zweite Rettungsweg dieser Gebäude über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt.  
2 

Zu Gebäuden, bei denen die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder 
Stellen mehr als 8 m über der Geländeoberfläche liegt, ist in den Fällen des Satz 1 anstelle eines 
Zu- oder Durchganges eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen.  
3 

Ist für die Personenrettung der Einsatz von Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die dafür 
erforderlichen Aufstell- und Bewegungsflächen herzustellen.  
4 

Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche 
entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebäuden 
gelegenen Grundstücksteilen und Bewegungsflächen herzustellen, wenn sie aus Gründen des 
Feuerwehreinsatzes erforderlich sind.  
5 

Soweit erforderliche Flächen nicht auf dem Grundstück liegen, müssen sie öffentlich-rechtlich 
gesichert sein. 
 
(2)  
1 

Zu- und Durchfahrten, Aufstellflächen und Bewegungsflächen müssen für Feuerwehrfahrzeuge 
ausreichend befestigt und tragfähig sein; sie sind als solche zu kennzeichnen und ständig 
freizuhalten.  
2 

Die Kennzeichnung von Zufahrten muss von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar sein.  
3 

Fahrzeuge dürfen auf den Flächen nach Satz 1 nicht abgestellt werden. 

 



 

 

 

 

 

Hinweis: Die Aufstellung eines Brandschutzkonzeptes durch einen 

Brandschutzsachverständigen ist Bestandteil eines erforderlichen 

Bauantragsverfahrens und zu beauftragen. 

Hessisches Ministerium für Wirtschaft,   

Energie, Verkehr und 

Landesentwicklung 

Hessische  

Verwaltungsvorschrift  

Technische Baubestimmungen  

(H-VV TB)  

Anlage 14: Muster-Richtlinien 

über Flächen für die Feuerwehr 



 

2. Bedarf eines Aufzuges für das Obergeschoß 

 

Die hessische Bauordnung definiert in §54 (2) relativ klar, wie mit 

Barrierefreiheit im öffentlichen Bereich umzugehen ist. 

 

 

  

Nach Prüfung durch eine Fachfirma ist ein Aufzug mit verhältnismäßig 

geringem Aufwand im Innern des Verwaltungsgebäudes einbaubar, so dass 

auch das Obergeschoß barrierefrei erreichbar wäre. Hierzu werden zudem 

vom hessischen Sozialministerium 80-90 % Zuschuss gewährt. Es ist eine 

Selbstverständlichkeit, dass öffentliche Einrichtungen barrierefrei zugänglich 

sind.  

 

HBO § 54 
 
Barrierefreies Bauen 
 
(1)  
1 

In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen müssen mindestens 20 Prozent der Wohnungen 
barrierefrei erreichbar und zugänglich sein, höchstens jedoch 20 Wohnungen.  
2 

In diesen Wohnungen müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, ein Bad sowie die  
Küche oder die Kochnische barrierefrei zugänglich sein.  
3 

Die Räume nach Satz 2 sind so herzustellen und vorzubereiten, dass sie für eine barrierefreie 
Nutzung leicht einzurichten und auszustatten sind.  
4 

Soweit die Wohnung über einen Freisitz verfügt, muss dieser von der Wohnung aus schwellenlos 
erreichbar sein.  
5 

§ 42 Abs. 5 bleibt unberührt. 
 
(2)  
1 

Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, müssen in den dem allgemeinen Besucher- und 
Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein.  
2 

Dies gilt insbesondere für:  1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungswesens, 
2. Sport- und Freizeitstätten, 
3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 
4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 
5. Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstätten, 
6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

3 

Die Barrierefreiheit darf sich auf bestimmte Räume oder Bereiche beschränken, wenn dies  
einer zweckentsprechenden Nutzung der Räume oder Anlage nicht entgegensteht.  
4 

Toilettenräume und notwendige Stellplätze für Besucher und Benutzer müssen in der erforderlichen  
Anzahl barrierefrei sein. 
 
(3) 
 Anforderungen der Abs. 1 und 2 gelten jeweils nicht, soweit sie nur mit einem unverhältnismäßigen 
Mehraufwand umgesetzt oder aus bautechnischen Gründen nicht erfüllt werden können. 
 

 



3. Erläuterung des erweiterten Platzbedarfs sowie möglichst ausführliche 

und detaillierte Vorstellungen zum Gesamtprojekt Rathausumbau, um 

die Kosten-Nutzen-Relation beurteilen zu können. 

Durch die Rathausumgestaltung sollen die räumliche Zuordnung einzelner 

Ämter nach Synergien und besucherstark frequentierten Bereiche zusammen-

gefasst und optimiert, fehlende Räume ergänzt bzw. zu kleine Räumlichkeiten 

erweitert werden. Letzteres ist ohne Generierung  zusätzlicher Flächen nicht 

möglich. 

a. Nach der Planungsvariante B entstünde im EG  mit Bürgerservice und 

Ordnungsamt sowie Steueramt, Kämmerei und Kasse, alles Bereiche mit 

hoher Besucherfrequenz, ein räumlich separater Verwaltungstrakt .  

b. Aufgrund des Umzuges einzelner Ämter werden Flächen im OG frei, die 

zur Erweiterung kleiner Räumlichkeiten oder Neuschaffung gar fehlender 

Räumlichkeiten genutzt werden. Diese sind im Einzelnen: 

- Konferenzzimmer (derzeit im EG, zu klein) 

- Personenaufzug (fehlt, OG nur über Treppe zugänglich) 

- Behinderten-WC (fehlt, neu im Verwaltungstrakt EG) 

- Ruheraum  (fehlt, neu im Verwaltungstrakt OG) 

- Pausenraum für Mitarbeiter (fehlt, neu im OG) 

- Teeküche  (derzeit mit Kopierraum im OG, zu klein) 

- Kopierraum  (derzeit mit Teeküche im OG, zu klein) 

- Bauamt  (erheblicher Flächenbedarf, zu klein) 

Angrenzend an den Bühnenraum des Bürgersaales ergibt sich im EG 

nebenbei von Vereinen gewünschte Lagerfläche. 

Nach Planungsvariante B wird der Flächenbedarf ausschließlich durch den 

Anbau im Erdgeschoss gedeckt, sofern Aktenlagerung einzelner Ämter durch 

Archivierung im KG optimiert und somit Stellfläche für Möblierung eingespart 

wird. Eine Flächenerweiterung im OG ist nicht  erforderlich. 

 

 

Anlagen: 1. Bestandsaufnahme mit Möblierung, OG,  Verf.: Bauamt 

  2. Planungsvariante B, EG,    Verf.: Ing.-Büro Dick 

  3. Planungsvariante B, OG    Verf.: Bauamt 
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Anbau und Neugestaltung 
Bürgerhaus Glashütten

Bestand Obergeschoß (Sept. 2019; 
Verwaltung) mit Möblierung

Maßstab : org. 1:100

Index Änderung, Ergänzung, Berichtigung

Zeichner : Richard  Meixner, Archtekt 
Bauamtsleitung

Zeichner :

Datum : 30.09.2019

Datum

Bürgermeisterin
Frau Bannenberg

Bürgermeisterin, Assistenz
Frau Mühr

Hauptamt
Herr Gottschalk

Personalamt
Herr Asch

Zentrale
Frau Bantelt
Frau Wehner-Geiß

Kasse
Herr Lehmann

Ordnungsamt
Herr Lehr
Frau Müller

Bauamt
Herr Meixner
Herr Wittlich

Bauamt Assistenz,
Bestattung
Frau Paul

Besprechungszimmer

Kämmerei
Herr Maurer

Steueramt
Frau Kaul

Toiletten

Teeküche
Kopierraum

Serverraum
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Anbau und Neugestaltung 
Bürgerhaus Glashütten

Umgestaltung Verwaltung 
1. Obergeschoß

Maßstab : org. 1:100

Index Änderung, Ergänzung, Berichtigung

Zeichner : Richard  Meixner, Architekt 
Bauamtsleitung

Zeichner :

Datum

Datum : 30.09.2019

Bürgermeisterin
Frau Bannenberg

Bürgermeisterin, Assistenz
Frau Mühr

Hauptamt
Herr Gottschalk

Personalamt
Herr Asch

BH-Aufzug

Konferenzraum

Bauamt
Azubi
Herr Wittlich

Bauamt Assistenz,
Bestattung
Frau Paul

Teeküche

Bauamt
Herr Meixner

Pausenraum

Kopierraum

Serverraum

Ruheraum Zentrale

Raumkanten des bestehenden  
Sitzungszimmers im EG zum  
Vergleich
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